
Prüfungsaufgaben erfordern fast ausschließlich die Lösung konkreter Fälle. 

Die Klausurfälle Sachenrecht 2 enthalten gutachterliche Musterlösungen
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zählen die wichtigsten „Klausurklassiker“, die immer wieder Gegenstand 

von Semesterabschluss- und Übungsklausuren sind und sich häufig als 

bekannter Baustein in Examensklausuren wiederfinden.
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den Examina an.
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eigentums vom Berechtigten und vom Nichtberechtigten  Das Wohnungs-

eigentum  Der Grundbuchberichtigungsanspruch (§ 894 BGB)  Die Vor-

merkung  Das Anwartschaftsrecht des Auflassungsempfängers   Der Eigen-

tumserwerb und -übergang kraft Gesetzes   Die Hypothek  Die Grund-

schuld (insbes. die Sicherungsgrundschuld)  Nießbrauch  Grunddienst-

barkeiten  Das dingliche Vorkaufsrecht  Das nachbarrechtliche Gemein-

schaftsverhältns  Der nachbarrechtliche Ausgleichsanspruch nach § 906 

Abs. 2 S. 2 BGB (analog) 
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Benutzerhinweise

Benutzerhinweise

Die Reihe „Klausurfälle“ ermöglicht sowohl den Einstieg als auch die Wiederho-
lung des jeweiligen Rechtsgebiets anhand von Klausurfällen. Denn unser Ge-
hirn kann konkrete Sachverhalte besser speichern als abstrakte Formeln.
Während des Studiums besteht die Gefahr, dass man zu abstrakt lernt, sich ver-
zettelt und letztlich gänzlich den Überblick über das wirklich Wichtige verliert.

Ferner erfordern juristische Prüfungsaufgaben regelmäßig das
Lösen von konkreten Fällen. Hier musst Du dann beweisen,
dass Du das Erlernte auf den konkreten Fall anwenden kannst
und die spezifischen Probleme des Falles entdeckt hast. Außer-
dem musst Du zeigen, dass Du die richtige Mischung zwischen
Gutachten- und Urteilsstil beherrschst und an den Problem-
stellen überzeugend argumentieren kannst. Diese Fähigkeiten
vermittelt unser „Ratgeber Methodik der Fallbearbeitung – Wie schreibe ich
eine Klausur?“.

Nutze die jahrzehntelange Erfahrung unseres Repetitoriums. Seit mehr als 60
Jahren wenden wir konsequent die Fallmethode an. Denn ein prüfungsorien-
tiertes Lernen muss „hart am Fall“ ansetzen. Da wir nicht nur Skripten heraus-
geben, sondern auch in mündlichen Kursen Studierende ausbilden, wissen wir
aus der täglichen Praxis, „wo der Schuh drückt“.

Die Lösung der „Klausurfälle“ ist kompakt und vermeidet – so wie es in einer
Klausurlösung auch sein soll – überflüssigen, dogmatischen „Ballast“. Die Lö-
sungen sind komplett durchgegliedert und im Gutachtenstil ausformuliert,
wobei die unproblematischen Stellen unter Beachtung des Urteilsstils kurz aus-
fallen – so wie es gute Klausurlösungen erfordern.

Wir vermitteln in der Reihe „Klausurfälle“ die Wissensanwendung. Sie ersetzt
nicht die Erarbeitung der gesamten Rechtsmaterie und ihrer Struktur. Über-
greifende Aufbauschemata findest Du in unseren „Aufbauschemata“. Ferner
empfehlen wir Dir unser „Wissen kompakt“ für den erfolgreichen Start ins je-
weilige Rechtsgebiet: verständlich dargestellt und durch zahlreiche Beispiele,
Übersichten und Prüfungsschemata anschaulich vermittelt.

Leseproben und Bestellungen:
shop.alpmann-schmidt.de



Benutzerhinweise

Eine darauf aufbauende Darstellung des Stoffes auf Examensniveau liefern un-
sere „Skripten“. Sofern die RÜ zitiert wird, handelt es sich um unsere Zeitschrift
„RechtsprechungsÜbersicht“, in der monatlich aktuelle, examensverdächtige
Fälle klausurmäßig gelöst erscheinen.

Viel Erfolg!
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 Das Grundstück und seine Bestandteile 1. Teil
1. Teil: Das Grundstück und seine Bestandteile

S könnte das Eigentum an dem Grundstück und an den Traubenpressen
von W gemäß §§ 873 Abs. 1, 9251 erworben haben.

Die dingliche Einigung 
über den Eigentumsüber-
gang i.S.d. § 873 Abs. 1 
bezeichnet man gemäß 
§ 925 als Auflassung.

I. Dingliche Einigung
Dazu müssten sich W und S gemäß § 873 Abs. 1 über den Eigentumsüber-
gang am Grundstück geeinigt haben.
Die dingliche Einigung (= Auflassung) muss gemäß § 925 bei gleichzeiti-
ger Anwesenheit beider Teile vor einer zuständigen Stelle erklärt werden,
d.h. es muss bei der Einigung die Form des § 925 gewahrt werden.
W und S haben sich vor einem Notar, der gemäß § 925 Abs. 1 S. 2 zur Ent-
gegennahme der Auflassung zuständig ist, über den Eigentumsübergang
geeinigt. Mithin hat W das Grundstück an S aufgelassen.
Folglich haben sich W und S gemäß § 873 Abs. 1 über den Eigentumsüber-
gang an dem Grundstück geeinigt.
II. Eintragung im Grundbuch
Ferner müsste die Änderung der Eigentumsverhältnisse gemäß § 873
Abs. 1 in das Grundbuch eingetragen worden sein.

Die Eintragung ist ein 
Staatsakt (Publizitätsprin-
zip). Sie richtet sich nach 
GBO, GBV und ergänzen-
dem Landesrecht.

Indem S als neuer Eigentümer in das Grundbuch eingetragen worden ist,
ist dies der Fall.
III. Einig sein im Zeitpunkt der Eintragung
Des Weiteren müssten sich W und S im Zeitpunkt des Vollrechtserwer-
bes, also gemäß § 873 Abs. 1 grundsätzlich im Zeitpunkt der Eintragung,
noch über den Eigentumsübergang einig gewesen sein.
Im Zeitpunkt der Eintragung der Eigentümerstellung des S in das Grund-
buch waren sich beide über den Eigentumsübergang von W auf S einig.
IV. Berechtigung des W zur Eigentumsübertragung
Ferner müsste W zum Zeitpunkt der Eintragung zur Eigentumsübertra-
gung berechtigt gewesen sein.
Zur Eigentumsübertragung ist nur der verfügungsbefugte Eigentümer oder

Fall 1: Grundstückseigentum nebst Zubehör
Winzer W verkaufte Ende 2024 in notariell beglaubigter Form sein Wein-
gut an den Sommelier S. Als man sich kurze Zeit später zum Zwecke der
Eigentumsübertragung erneut beim Notar traf, vereinbarten W und S,
dass etwaig erforderliche Grundbucheintragungen „schnellstmöglich“
erfolgen sollen. Zugleich wurde für die Übergabe des Grundstücks der
03.04.2025 als fixer Termin vorgesehen.
Kurz nach der Eintragung besucht S in freudiger Erwartung im März
2025 das Weingut und sieht eher zufällig, wie W auf dem Weingut ver-
wendete Traubenpressen abtransportiert. S ist schockiert. Schließlich
benötigt er diese Pressen dringend für die Weinherstellung und ist da-
her der Ansicht, dass die Traubenpressen ja wohl „zum Grundstück“ und
damit ihm gehören.
Ist S Eigentümer des Grundstücks und der Traubenpressen geworden?

1 §§ ohne Gesetzesangabe sind solche des BGB.
1



 Das Grundstück und seine Bestandteile1. Teil
der verfügungsbefugte Nichteigentümer, der vom wahren Rechtsinhaber
zur Verfügung gemäß § 185 Abs. 1 ermächtigt oder aber gesetzlich verfü-
gungsbefugt ist (vgl. dazu Fall 9), berechtigt.2

Als verfügungsbefugter Eigentümer ist W zur Eigentumsübertragung an
dem Grundstück berechtigt gewesen.
Folglich hat S das Eigentum an dem Grundstück von W gemäß §§ 873
Abs. 1, 925 erworben.
V. Wesentliche Bestandteile des Grundstücks
Fraglich ist jedoch, ob S damit zugleich nach den §§ 873 Abs. 1, 925 auch
das Eigentum an den Traubenpressen erlangt hat.
Das wäre gemäß §§ 93, 94 dann der Fall, wenn die Traubenpressen zu den
wesentlichen Bestandteilen des Grundstücks zählen. Dann wären die Trau-
benpressen (für sich genommen) nicht „sonderrechtsfähig“, sodass sie
– hinsichtlich der Eigentumsverhältnisse – zum Grundstück gehören.
Die Traubenpressen sind jedoch weder i.S.d. §§ 93, 94 Abs. 1 in irgendeiner
Weise mit dem Grundstück fest verbunden noch wurden sie zur Herstel-
lung des Gebäudes (§ 94 Abs. 2) eingefügt (vgl. dazu Fall 2).
Demnach sind die Traubenpressen keine wesentlichen Bestandteile des
Grundstücks, sodass S nicht auf Grundlage der §§ 93, 94 das Eigentum an
den Traubenpressen erlangt hat.
VI. Zubehör des Grundstücks
S könnte das Eigentum an den Traubenpressen jedoch nach § 926 Abs. 1
S. 1 erworben haben.
Das ist der Fall, wenn es sich bei den Traubenpressen um Zubehör i.S.d.
§ 97 handelt und wenn Veräußerer W und Erwerber S darüber einig sind,
dass sich die Veräußerung auch auf das Zubehör erstrecken soll. Das be-
deutet, dass es für den Erwerb von Zubehörstücken zwar einer Einigung
i.S.d. § 929 S. 1 bedarf, aber eine Übergabe bzw. eine Vereinbarung von
Übergabesurrogaten entbehrlich ist. Nach § 926 Abs. 1 S. 2 ist ein entspre-
chender Wille zur Eigentumsübertragung im Zweifel anzunehmen.

Inventar i.S.d. § 98 dient 
stets dem Zwecke der 
Hauptsache. Insofern soll 
§ 98 die Anwendung des 
§ 97 erleichtern.

Die Traubenpressen könnten demgemäß nach § 97 i.V.m. § 98 Nr. 2 Zube-
hörstücke des Grundstücks sein.
Sie sind bewegliche Sachen, die direkt auf dem Grundstück zur Weinher-
stellung benutzt werden. Sie ermöglichen und fördern bei zweckentspre-
chender Verwendung somit den Zweck der Hauptsache und stellen gemäß
§ 98 Nr. 2 landwirtschaftliches Inventar dar. Dies ist stets dem wirtschaftli-
chen Zwecke der Hauptsache zu dienen bestimmt und damit gemäß § 97
Zubehör.
Mangels einer die Vermutung des § 926 Abs. 1 S. 2 außer Kraft setzenden
Vereinbarung hat S neben dem Eigentum am Grundstück auch das Eigen-
tum an den Traubenpressen gemäß §§ 873 Abs. 1, 925, 926 Abs. 1 S. 1 er-
worben.
VII. Ergebnis
S ist somit sowohl Eigentümer des Grundstücks als auch der Traubenpres-
sen geworden.

2 BGH NJW 2004, 365; Grüneberg/Herrler § 873 Rn. 11; Habersack Ex-Rep Sachenrecht Rn. 140, 143.

Merke: Es kommt für die 
Merkmale „Einig sein“ 
und „Berechtigung“ 
grundsätzlich auf den 
Zeitpunkt des Vollrechts-
erwerbes, also auf den 
Zeitpunkt der Eintragung 
an.

Ausnahmen hiervon sind 
in den §§ 873 Abs. 2, 878, 
892 Abs. 2 geregelt.
2



 Der Erwerb des Grundeigentums vom Nichtberechtigten2. Teil
Wohnungseigentum 
richtet sich nach dem Ge-
setz über das Wohnungs-
eigentum und das Dauer-
wohnrecht (WEG) und 
wird im Wesentlichen wie 
Grundstückseigentum 
behandelt.

X könnte gegenüber M und F einen Anspruch auf Herausgabe (= Räu-
mung) der Wohnung aus §§ 985, (986) haben.

Um die Räumung der Wohnung von M und F verlangen zu können, müsste
X gemäß § 985 zunächst Eigentümer der Wohnung sein.

I. Ursprüngliche Eigentumslage 

Ursprünglich war O Eigentümer der Wohnung.

II. Gesetzlicher Eigentumserwerb des X als Erbe, §§§ 1922, 1937

Mit dem Tode des O ist X als testamentarischer Alleinerbe im Wege gewill-
kürter Erbfolge nach §§ 1922, 1937 Eigentümer der Wohnung geworden
(Grundsatz der Universalsukzession).

III. Eigentumsverlust des X 

Fraglich ist indes, ob X sein Eigentum an der Eigentumswohnung durch die
– vor der Auffindung des Testaments – erfolgte Übereignung von E an M
und F verloren hat.

Während sich die originä-
re Einräumung und auch 
die Aufhebung von Woh-
nungseigentum nach 
§§ 4 Abs. 1, 2 WEG, 873 
Abs. 1, 925 BGB richtet, 
wird bestehendes Woh-
nungseigentum nur nach 
§§ 873 Abs. 1, 925 als 
„Recht an einem Grund-
stück“ übertragen.

1. Auflassung und Eintragung 

E, M und F haben sich i.S.v. §§ 873 Abs. 1, 925 über den Eigentumsübergang
an der Wohnung geeinigt und diese mithin wirksam aufgelassen. Des Wei-
teren sind M und F, wie von § 873 Abs. 1 vorausgesetzt, auch als neue Ei-
gentümer im Grundbuch eingetragen worden.

Ferner waren sich E, M und F im Zeitpunkt des Vollrechtserwerbes, also ge-
mäß § 873 Abs. 1 grundsätzlich im Zeitpunkt der Eintragung im Grund-
buch, auch immer noch einig darüber, dass das Eigentum an der Wohnung
von E auf M und F übergehen soll.

2. Fehlende Berechtigung des E 

Zudem müsste E auch zur Eigentumsübertragung an M und F berechtigt
gewesen sein.

Fall 15: Kenntnisloser Erwerb einer Eigentumswohnung

Nachdem die Eheleute M und F ihr drittes Kind bekommen haben, be-
nötigen sie mehr Wohnraum für die Familie. Als sie in der Zeitung auf -
eine zu ihren Bedürfnissen passende Eigentumswohnung stoßen, neh-
men sie umgehend Kontakt mit dem Verkäufer E auf, der auch als Eigen-
tümer im Grundbuch eingetragen ist. Von ihm erfahren sie, dass er die
Wohnung vor langer Zeit von seinem Opa O geerbt und nun keine Ver-
wendung mehr für sie hat. Kurz nach der formgerechten Auflassung
und der Eintragung von M und F als je hälftige Miteigentümer der Ei-
gentumswohnung wird das Testament des O gefunden. Im Testament
hatte O jedoch nicht den E, sondern den X wirksam als Alleinerben ein-
gesetzt.
Als X von seiner Erbschaft und den Geschäften des E erfährt, verlangt er
von M und F, die mit ihrer Familie gerade eingezogen sind, die sofortige
Räumung der Wohnung.

Zu Recht?
42



Fall 25: Zweiterwerb einer Briefhypothek vom Berechtigten 6. Teil
thek übergehen. Also ist unter „Übertragung der Hypothek“ die Abtretung
der hypothekarisch gesicherten Forderung zu verstehen.111

Demnach haben sich G und H über die Abtretung des zu sichernden Darle-
hensrückzahlungsanspruchs des G gegen S aus § 488 Abs. 1 S. 2 gemäß
§ 398 geeinigt.

2. Unwirksamkeit bei Schriftformverstoß

Ferner müsste diese Einigung auch wirksam sein.
Merke:
Eine hypothekarisch gesi-
cherte Forderung muss in 
der Form des § 1154 
Abs. 1 abgetreten wer-
den.

Die Abtretung der zu sichernden Forderung ist gemäß § 125 S. 1 i.V.m.
§§ 1154 Abs. 1 S. 1, 1117 formunwirksam, wenn die Abtretungserklärung
nicht in schriftlicher Form erteilt wird und/oder der Hypothekenbrief nicht
übergeben wird.

Vorliegend „überträgt“ G an H die Hypothek schriftlich, erklärt also nach
oben dargelegter Auslegung die Abtretung des Darlehensrückzahlungsan-
spruchs in schriftlicher Form. Zudem übergibt G dem H den Hypotheken-
brief gemäß §§ 1117 Abs. 1 S. 1, 929 S. 1.

Somit ist die Abtretung nicht gemäß § 125 S. 1 i.V.m. §§ 1154 Abs. 1 S. 1,
1117 formunwirksam und mangels anderweitiger Nichtigkeitsgründe da-
mit auch insgesamt wirksam.

II. Berechtigung hinsichtlich der gesicherten Forderung

Des Weiteren müsste G zur Abtretung der gesicherten Forderung im
Zeitpunkt der Abtretung berechtigt sein.

Zur Abtretung einer hypothekarisch gesicherten Forderung zum Zwecke
des Übergangs der Hypothek ist der verfügungsbefugte Forderungsinha-
ber bzw. der vom Forderungsinhaber gemäß § 185 Abs. 1 Ermächtigte oder
kraft Gesetzes verfügungsbefugte Nichtforderungsinhaber, der zugleich
auch Hypothekengläubiger ist, berechtigt.112

1. Berechtigung hinsichtlich der Forderung 

Zunächst müsste G also im Zeitpunkt der Abtretung verfügungsbefugter
Forderungsinhaber oder verfügungsbefugter Nichtforderungsinha-
ber gewesen sein (§ 398).

Beachte:
Hier muss die Inzident-
prüfung der gesicherten 
Forderung erfolgen („An-
spruch entstanden“)!

Indem G mit S einen wirksamen Darlehensvertrag i.S.d. § 488 geschlossen
und das Darlehen dann auch tatsächlich an S ausgezahlt (= valutiert) hat,
hat G gegenüber S einen Darlehensrückzahlungsanspruch nach § 488
Abs. 1 S. 2 begründet. Der Anspruch von G gegenüber S aus § 488 Abs. 1
S. 2 ist also entstanden und damit ist G auch verfügungsbefugter Forde-
rungsinhaber im Zeitpunkt der Abtretung gewesen.

2. Hypothekengläubigerschaft

Ferner müsste G zugleich auch Hypothekengläubiger im Zeitpunkt der
Abtretung gewesen sein.

Hier könnte G von S die Hypothek gemäß §§ 873 Abs. 1, 1113, 1115 ff. im
Wege des Ersterwerbs erlangt haben.

111 Grüneberg/Herrler § 1153 Rn. 2.
112 Vgl. Grüneberg/Grüneberg § 401 Rn. 1, 3; Baur/Stürner Sachenrecht § 38, Rn. 1; Habersack Ex-Rep

Sachenrecht Rn. 382; Servatius JA 2006, 692, 694.

Beachte:
Wegen der Zusammen-
gehörigkeit von Forde-
rung und Hypothek ist 
auch die Hypotheken-
gläubigerschaft zu prü-
fen, da ja eine hypothe-
karisch gesicherte For-
derung abgetreten wird.
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 Beschränkt dingliche Rechte am Grundeigentum6. Teil
a) Einigung und Vollzug

Eine entsprechende Einigung (§ 873 Abs. 1) mit dem Inhalt des § 1113 liegt
zwischen S und G vor. 

Die Hypothek wurde auch gemäß § 873 Abs. 1 eingetragen. 

Darüber hinaus wurde dem G i.S.d. § 1117 Abs. 2 der Hypothekenbrief vom
Grundbuchamt ausgehändigt.

b) Bestehen der gesicherten Forderung

Als akzessorisches Sicherungsmittel konnte die Hypothek außerdem erst
dann entstehen, wenn auch die zu sichernde Forderung entstanden ist.
Der Anspruch aus § 488 Abs. 1 S. 2 entsteht erst mit Auszahlung der Darle-
hensvaluta. Demnach kann auch die Hypothek bei G erst im Zeitpunkt der
Auszahlung entstanden sein. 

Hier wurde das Darlehen unmittelbar nach der Erteilung des Hypotheken-
briefes valutiert, sodass in diesem Zeitpunkt der Rückzahlungsanspruch
aus § 488 Abs. 1 S. 2 entstand. Bei der Abtretung der Forderung war somit
auch die Forderung bereits entstanden.

c) Berechtigung zur Belastung

S war als verfügungsbefugter Eigentümer auch zur Bestellung der Hypo-
thek berechtigt.

G hat von S somit die Hypothek erworben. Die Hypothekengläubigerschaft
hat er auch bis zur Abtretung nicht wieder verloren, sodass G demnach Hy-
pothekengläubiger im Zeitpunkt der Abtretung gewesen ist.

Mithin ist G als Gläubiger des Rückzahlungsanspruchs und Hypotheken-
gläubiger zur Abtretung der gesicherten Forderung (im Zeitpunkt der Ab-
tretung) berechtigt.

H hat von G also durch die Abtretung des gesicherten Darlehensrückzah-
lungsanspruchs gemäß §§ 1153 Abs. 1, 1154, 398 die Hypothek am Grund-
stück des S von G im Wege des Zweiterwerbs wirksam erworben.

III. Zwischenergebnis

Mithin ist der Anspruch des H gegenüber S auf Duldung der Zwangsvoll-
streckung aus § 1147 entstanden.

B. Anspruch nicht untergegangen (= „Hypothek nicht untergegangen“)

Ferner dürfte der Anspruch des H gegenüber S auf Duldung der Zwangs-
vollstreckung aus § 1147 nicht untergegangen sein. Das ist nach § 1163
Abs. 1 S. 2 dann der Fall, wenn die zu sichernde Forderung erloschen ist und
die Hypothek daher auf den Eigentümer übergegangen ist.

Hier könnte die Darlehensforderung gemäß § 362 Abs. 1 durch Erfüllung
erloschen sein. Das setzt voraus, dass der Schuldner die Leistung an den
richtigen Gläubiger bewirkt hat. Gläubiger war im Zeitpunkt der Zahlung H
als Zessionar der Forderung (s.o.). An diesen hat S die Leistung jedoch nicht
bewirkt.

Nach § 407 Abs. 1 Var. 1 hat die Zahlung gleichwohl auch gegenüber H Er-
füllungswirkung, wenn S von der Abtretung keine Kenntnis hatte. Das ist
hier der Fall; zum Zeitpunkt der Rückzahlung der 40.000 € an G wusste S

Beachte:
Hier muss wieder die In-
zidentprüfung der gesi-
cherten Forderung erfol-
gen („Anspruch unter-
gegangen“)!

Geht die Hypothek auf 
den Eigentümer über, 
wandelt sie sich nach 
§ 1177 Abs. 1 S. 1 auto-
matisch in eine Eigentü-
mergrundschuld um. 
Dem bisherigen Inhaber 
der Hypothek steht da-
her kein Anspruch aus 
§ 1147 mehr zu. Dieser 
erlischt durch den Vor-
gang also.
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Fall 30: Zweiterwerb einer Buchgrundschuld vom Berechtigten 6. Teil
Mithin hat B die Grundschuld im Wege des Zweiterwerbs durch Abtre-
tung von V nach §§ 1192 Abs. 1, 1154 ff., 873 Abs. 1 Var. 3 wirksam erwor-
ben, sodass der Anspruch auf Duldung der Zwangsvollstreckung von B ge-
genüber F entstanden ist.

B. Anspruch nicht untergegangen (= „Grundschuld nicht untergegangen“)
Bei Tilgung der Grund-
schuld geht diese auf den 
Eigentümer über (Eigen-
tümergrundschuld) und 
der Anspruch erlischt.

Mangels Eingreifens von rechtsvernichtenden Einwendungen, die sich ge-
gen die Inanspruchnahme aus der Grundschuld richten, ist der Anspruch
auf Duldung der Zwangsvollstreckung von B gegenüber F aus §§ 1192
Abs. 1, 1147 auch nicht untergegangen.

C. Anspruch durchsetzbar (= „Grundschuld durchsetzbar“)

Schließlich liegen auch keine rechtshemmenden Einwendungen vor, die
sich gegen die Inanspruchnahme aus der Grundschuld richten, sodass der
Anspruch auf Duldung der Zwangsvollstreckung von B gegenüber F aus
§§ 1192 Abs. 1, 1147 auch nicht in seiner Durchsetzbarkeit gehemmt ist. 

D. Ergebnis

Somit hat B gegenüber der F einen Anspruch auf Duldung der Zwangsvoll-
streckung aus §§ 1192 Abs. 1, 1147.

Anmerkung:

Da die Grundschuld hier zur Absicherung der Darlehensforderung aus § 488
Abs. 1 S. 2 bestellt worden ist, liegt eine Sicherungsgrundschuld nach § 1192
Abs. 1a vor.

Da § 1153 für die Grundschuld nicht gilt, wird die Forderung bei einer Siche-
rungsgrundschuld getrennt von der Grundschuld abgetreten. Zwar können
Forderung und Grundschuld gemeinsam abgetreten werden, aber die Abtre-
tung der Forderung richtet sich nach §§ 398 ff. und die Abtretung der
Grundschuld nach §§ 1192, 1154 ff.122 Die §§ 1192, 1154 ff. sind für die
Übertragung einer Grundschuld nämlich spezieller als der subsidiäre § 413, der
ansonsten die Abtretung regeln würde.123 Daher kann z.B. die Forderung form-
los nach § 398 abgetreten werden (anders bei der Hypothek!), während die Ab-
tretung der Grundschuld nach § 1192 Abs. 1 der Form des § 1154 bedarf.

Der Übertragung einer Sicherungsgrundschuld als Verfügungsgeschäft i.S.d.
§ 1192 Abs. 1a liegt ein schuldrechtlicher Sicherungsvertrag als Verpflichtungs-
geschäft (nach § 311) zugrunde. Diese Geschäfte sind aufgrund des Abstrak-
tionsprinzips in ihrem Bestand voneinander unabhängig, gleichwohl beein-
flussen sie sich (vgl. dazu Fall 32).

122 Grüneberg/Herrler § 1191 Rn. 8, 22; Baur/Stürner Sachenrecht § 45 Rn. 56; Habersack Ex-Rep
Sachenrecht, Rn. 404.

123 Grüneberg/Grüneberg § 413 Rn. 2.
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